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Auf die Revision der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Landessozialgerichts Baden-
WÃ¼rttemberg vom 28. Januar 2000 aufgehoben. Der Rechtsstreit wird zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht
zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Die KlÃ¤gerin begehrt ab 1. April 1995 Pflegegeld nach der Pflegestufe III anstelle
der Pflegestufe II.

Die im August 1988 geborene KlÃ¤gerin kam mit einem Tumor zur Welt, der
operativ entfernt werden muÃ�te. Als Operationsfolge besteht bei ihr eine
QuerschnittslÃ¤hmung unterhalb des zwÃ¶lften Brustwirbels mit kompletter
LÃ¤hmung der Beine und einer HarnblasenlÃ¤hmung, weswegen sie katheterisiert
werden muÃ�. Die KlÃ¤gerin lebt im Haus ihrer Eltern, das im ErdgeschoÃ�
rollstuhlgerecht ausgebaut ist. Seit dem Sommer 1995 besucht sie die Regelschule.
Sie ist bei der Beklagten pflegeversichert. Ihre Pflege wird im wesentlichen durch
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ihre Mutter sichergestellt, die den Beruf der Kinderkrankenschwester erlernt hat.
Die KlÃ¤gerin erhielt von der Krankenkasse bereits Pflegegeld nach Â§ 57 FÃ¼nftes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) aF. Im Januar 1995 beantragte sie die GewÃ¤hrung
von Pflegegeld nach Pflegestufe III. In einem auf Veranlassung der Beklagten
eingeholten Gutachten aus dem Oktober 1995 kam der Medizinische Dienst der
Krankenversicherung (MDK) zu dem Ergebnis, im Bereich der Grundpflege und der
hauswirtschaftlichen Versorgung bestehe ein Pflegebedarf im zeitlichen Umfang von
insgesamt vier Stunden und fÃ¼nf Minuten. Hiervon mÃ¼sse der Pflegebedarf
eines gesunden gleichaltrigen Kindes noch abgezogen werden. Danach lehnte die
Beklagte mit Bescheid vom 6. November 1995 die GewÃ¤hrung von Leistungen
wegen SchwerstpflegebedÃ¼rftigkeit nach der Pflegestufe III ab. Im Verlauf des
Widerspruchsverfahrens machte die KlÃ¤gerin geltend, sie mÃ¼sse tÃ¤glich
fÃ¼nfmal katheterisiert werden, was jeweils mit dem Aus- und Anziehen der
Kleidung sowie dem Wechsel des StÃ¼tzmieders und der Gehschienen verbunden
sei. Es bestehe auch nachts Hilfebedarf. Nach dem von ihrer Mutter erstellten
Tagesprofil betrug der zeitliche Pflegebedarf, bezogen auf einen Tag im Januar
1996, fÃ¼nf Stunden und fÃ¼nfzig Minuten. Der MDK ermittelte in einem weiteren
Gutachten einen Bedarf an Grundpflege von insgesamt 193 Minuten. Der
Widerspruch wurde daraufhin zurÃ¼ckgewiesen (Widerspruchsbescheid vom 11.
Juni 1996).

Im nachfolgenden Klageverfahren machte die KlÃ¤gerin zusÃ¤tzlich als Pflegebedarf
geltend, wegen einer bei ihr erforderlichen Therapie mÃ¼sse sie auch nachts zum
Trinken angehalten werden. DarÃ¼ber hinaus mÃ¼sse eine zu Hause
durchgefÃ¼hrte physikalische Therapie nach der Methode Castillo Morales im
zeitlichen Umfang von 30 bis 45 Minuten berÃ¼cksichtigt werden. Aus einem
weiteren von der Mutter der KlÃ¤gerin erstellten Tagesprofil ergibt sich ein
tÃ¤glicher Pflegeaufwand einschlieÃ�lich der hauswirtschaftlichen Verrichtungen
von ca 9 Â½ Stunden. Das Sozialgericht (SG) hat der Klage nach AnhÃ¶rung der
Mutter stattgegeben (Urteil vom 23. Januar 1997). Es hat die MaÃ�nahmen der
Behandlungspflege einschlieÃ�lich des Durchknetens der Beine, von Geh- und
StehÃ¼bungen und der von der Mutter zu Hause durchgefÃ¼hrten Therapie nach
Castillo Morales berÃ¼cksichtigt und einen Zeitaufwand von tÃ¤glich
durchschnittlich 23 Minuten fÃ¼r Fahrten zu Ã�rzten, zur Krankengymnastik und
zum OrthopÃ¤diemechaniker angerechnet, wobei teilweise auch Fahrten
einbezogen wurden, die nicht jede Woche zumindest einmal stattfanden. Hiernach
sah es die Grenze von 240 Minuten fÃ¼r MaÃ�nahmen der Grundpflege als
Ã¼berschritten an.

Auf die Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht (LSG) das
erstinstanzliche Urteil aufgehoben und die Klage abgewiesen (Urteil vom 28. Januar
2000). Das SG habe sich in bezug auf die BerÃ¼cksichtigung
behandlungspflegerischer MaÃ�nahmen zu Unrecht auf das Urteil des
Bundessozialgerichts (BSG) vom 17. April 1996 (SozR 3-2500 Â§ 53 Nr 10)
gestÃ¼tzt, das noch zum Rechtszustand nach den Â§Â§ 53 ff SGB V aF ergangen sei
und auf das Elfte Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) nicht Ã¼bertragen werden
kÃ¶nne. Durch das Urteil des BSG vom 19. Februar 1998 (SozR 3-3300 Â§ 14 Nr 2)
sei klargestellt, daÃ� die Behandlungspflege hier nicht beim grundpflegerischen
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Bedarf zu berÃ¼cksichtigen sei. Die erneute Begutachtung durch Dr. D. vom MDK
(Gutachten vom 23. April 1999) habe ergeben, daÃ� sich eine Gesamtpflegezeit von
208 Minuten ergebe.

Mit der vom Senat zugelassenen Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin eine Verletzung der 
Â§Â§ 14 Abs 4 und 15 Abs 3 Nr 3 SGB XI. Das LSG habe die Rechtsprechung des
erkennenden Senats zur Einbeziehung von krankheitsspezifischen
PflegemaÃ�nahmen in den grundpflegerischen Zeitbedarf verkannt. Danach
mÃ¼Ã�ten alle MaÃ�nahmen berÃ¼cksichtigt werden, die im Zusammenhang mit
dem Tragen des SchienenhÃ¼lsenapparates erforderlich seien, weil die KlÃ¤gerin
auf dieses Hilfsmittel angewiesen sei, um die Verrichtungen Gehen und Stehen
ausfÃ¼hren zu kÃ¶nnen. Entgegen der Auffassung des Gutachters des MDK
mÃ¼sse auch der Zeitbedarf fÃ¼r das "eigentliche" Katheterisieren einbezogen
werden, weil ein unmittelbarer Zusammenhang mit der Katalogverrichtung
Blasenentleerung bestehe. Der Gutachter habe auch der aus therapeutischen
GrÃ¼nden erforderlichen erhÃ¶hten FlÃ¼ssigkeitsaufnahme nicht die erforderliche
Bedeutung eingerÃ¤umt, obwohl er das Trinkverhalten der KlÃ¤gerin als schlecht
bewertet habe. Zu berÃ¼cksichtigen sei schlieÃ�lich auch der Zeitaufwand fÃ¼r
das Durchkneten der Beine und die Krankengymnastik nach Castillo Morales.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 28. Januar 2000 aufzuheben und die
Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG Ulm vom 23. Januar 1997
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 28.
Januar 2000 zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Die Beteiligten haben sich Ã¼bereinstimmend mit einer Entscheidung durch Urteil
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
einverstanden erklÃ¤rt.

II

Die Revision der KlÃ¤gerin ist im Sinne der ZurÃ¼ckverweisung des Rechtsstreits
an das LSG begrÃ¼ndet. Die Feststellungen des LSG lassen eine Entscheidung
darÃ¼ber, ob der Anspruch der KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung von Pflegegeld nach der
Pflegestufe III begrÃ¼ndet ist, nicht zu.

1. Der Anspruch auf Pflegegeld wegen SchwerstpflegebedÃ¼rftigkeit, den die
KlÃ¤gerin seit dem Inkrafttreten des Leistungsrechts der Pflegeversicherung am 1.
April 1995 (Art 68 Abs 2 Pflegeversicherungsgesetz (PflegeVG)) geltend macht,
setzt voraus, daÃ� PflegebedÃ¼rftigkeit iS des Â§ 14 SGB XI in einem AusmaÃ�
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vorliegt, das in Â§ 15 Abs 1 Satz 1 Nr 3 und Â§ 15 Abs 3 Nr 3 SGB XI (idF des 1. SGB
XI-Ã�ndG vom 14. Juni 1996, BGBl I 830) festgelegt ist. Die Anforderungen an das
zeitliche AusmaÃ� des Pflegebedarfs in der Zeit seit dem Inkrafttreten des
Leistungsrechts der Pflegeversicherung am 1. April 1995 bis zum Inkrafttreten der
GesetzesÃ¤nderung waren nicht anders (vgl BSG SozR 3-3300 Â§ 15 Nr 1). Eine
Zuordnung zur Pflegestufe III setzt danach insbesondere voraus, daÃ� der
PflegebedÃ¼rftige rund um die Uhr, auch nachts, einen Hilfebedarf bei den
Verrichtungen der Grundpflege von insgesamt durchschnittlich 240 Minuten
tÃ¤glich hat.

Zu berÃ¼cksichtigen ist hierbei, wie der Senat in stÃ¤ndiger Rechtsprechung
entschieden hat (vgl BSGE 82, 27 = SozR 3-3300 Â§ 14 Nr 2), ausschlieÃ�lich der
Umfang des Pflegebedarfs bei den gewÃ¶hnlich und regelmÃ¤Ã�ig
wiederkehrenden Verrichtungen, die in Â§ 14 Abs 4 SGB XI ausdrÃ¼cklich
aufgefÃ¼hrt sind und in die Bereiche KÃ¶rperpflege, ErnÃ¤hrung und MobilitÃ¤t
(Grundpflege) sowie den Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung aufgeteilt
werden. Eine BerÃ¼cksichtigung krankheitsspezifischer Hilfeleistungen (sog
Behandlungspflege) als Hilfen bei Verrichtungen der Grundpflege kommt nur dann
in Betracht, wenn und soweit sie (a) Bestandteil der Hilfe fÃ¼r die sog Katalog-
Verrichtungen sind oder (b) im unmittelbaren zeitlichen und sachlichen
Zusammenhang mit dieser Hilfe erforderlich werden (BSGE 82, 27 = SozR 3-3300 Â§
14 Nr 2; BSGE 82, 276 = SozR 3-3300 Â§ 14 Nr 7), wobei Behandlungspflege dann
"Bestandteil einer Verrichtung" ist, wenn sie mit ihr untrennbar verbunden ist, wie
dies etwa bei der SondenernÃ¤hrung und der Stomaversorgung (Darmentleerung)
der Fall ist. Ein zeitlicher Zusammenhang mit einer Verrichtung reicht nur dann aus,
wenn die gleichzeitige oder unmittelbar vorhergehende oder anschlieÃ�ende
DurchfÃ¼hrung der krankheitsspezifischen MaÃ�nahme objektiv erforderlich ist (zB
Pflegebad anstelle eines normalen Bades und anschlieÃ�ende Hautbehandlung bei
einem Neurodermitis-Patienten, vgl BSG SozR 3-3300 Â§ 14 Nr 9).

2. Aus den Feststellungen des LSG lÃ¤Ã�t sich nicht einmal ansatzweise erkennen,
welche der von der KlÃ¤gerin geltend gemachten krankheitsspezifischen
Hilfeleistungen nach diesen Vorgaben berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig sind und welche
diese Voraussetzungen nicht erfÃ¼llen. Das LSG begnÃ¼gt sich insoweit mit dem
pauschalen Satz, daÃ� â�� auf der Grundlage der in SozR 3-3300 Â§ 14 Nr 2
abgedruckten Entscheidung des Senats â�� die Behandlungspflege "hier" nicht
beim grundpflegerischen Zeitbedarf zu berÃ¼cksichtigen sei. Soweit das LSG
auÃ�erdem auf das Gutachten des Dr. D. Bezug nimmt, kann diese Aussage
jedenfalls im Hinblick auf die bei der KlÃ¤gerin erforderliche Katheterisierung nicht
zutreffen. Die Katheterisierung zÃ¤hlt zu den krankheitsspezifischen
Hilfeleistungen; sie ist mit der Verrichtung Blasenentleerung untrennbar verbunden.
Der Gutachter Dr. D. ist insoweit erkennbar von einer anderen, der Rechtsprechung
des erkennenden Senats widersprechenden Rechtsauffassung ausgegangen.

Auch die hilfsweise angedeutete BegrÃ¼ndung, der SachverstÃ¤ndige habe zu
erkennen gegeben, daÃ� sich die KlÃ¤gerin mÃ¶glicherweise ab dem Alter von zehn
Jahren selbst katheterisieren kÃ¶nne, kann die Auffassung des LSG nicht stÃ¼tzen,
denn die KlÃ¤gerin war zu Beginn des streitigen Leistungszeitraums gerade sechs
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Jahre alt. Das LSG wird zu ermitteln haben, welcher Zeitaufwand fÃ¼r den
"eigentlichen Katheterisierungsvorgang", den der Gutachter nicht einbezogen hat,
anzusetzen ist.

Das angefochtene Urteil lÃ¤Ã�t auch nicht erkennen, ob die von der KlÃ¤gerin
darÃ¼ber hinaus geltend gemachten weiteren Hilfeleistungen, wie das An- und
Ablegen des SchienenhÃ¼lsenapparates, die Begleitung der KlÃ¤gerin beim
"selbstÃ¤ndigen" Gehen und Stehen unter Benutzung dieses Hilfsmittels sowie das
Durchkneten der Beine zur GewÃ¤hrleistung einer hinreichenden Durchblutung
bereits BerÃ¼cksichtigung gefunden haben oder aber nach den aufgezeigten
Kriterien noch zu berÃ¼cksichtigen sind. WÃ¤hrend der geforderte unmittelbare
Bezug zu einer Katalogverrichtung im Hinblick auf die Benutzung des
SchienenhÃ¼lsenapparates noch zu erkennen ist, bedarf diese Frage in bezug auf
das Durchkneten der Beine weiterer AufklÃ¤rung. Ob die von der KlÃ¤gerin im
Beschwerdeverfahren geltend gemachte Anwendung der physikalischen Therapie
nach Castillo Morales, die eine Entlastung bestimmter Segmente der WirbelsÃ¤ule
bewirken soll, berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig ist, erscheint eher unwahrscheinlich, weil
es sich um eine rehabilitative MaÃ�nahme handeln dÃ¼rfte, mit deren Hilfe eine
Besserung oder die Verhinderung einer Verschlechterung des Behinderungsbildes
der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zukunft erreicht werden soll. MaÃ�nahmen, die
therapeutischen Zielen in der Zukunft dienen, fallen nicht in den Risikobereich der
Pflegeversicherung (BSG SozR 3-3300 Â§ 14 Nr 9 und 10).
BerÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig wÃ¤re die MaÃ�nahme nur dann, wenn sie erforderlich
wÃ¤re, um â�� etwa im Bereich der MobilitÃ¤t â�� aktuell die DurchfÃ¼hrung einer
Verrichtung wie Gehen, Stehen, Sitzen oder Liegen (vgl hierzu BSG SozR 3-3300 Â§
14 Nr 14) zu ermÃ¶glichen oder im Sinne der aktivierenden Pflege zu verbessern.
Auch insoweit sind weitere Ermittlungen unter Hinzuziehung eines
SachverstÃ¤ndigen erforderlich. Das LSG wird hierbei zu berÃ¼cksichtigen haben,
daÃ� die Frage, welche Hilfeleistungen aus dem Bereich der Behandlungspflege
nach diesen Vorgaben "verrichtungsbezogen" und daher als Pflegebedarf iS des Â§
14 SGB XI berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig sind, nicht einheitlich beantwortet werden
kann, sondern teilweise auch vom Lebensalter des Betroffenen abhÃ¤ngt (SozR
3-3300 Â§ 14 Nr 11).

Die Kostenentscheidung bleibt der abschlieÃ�enden Entscheidung des LSG
vorbehalten.

Erstellt am: 17.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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